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HERZLICH WILLKOMMEN BEI DER VLK 

Liebe interessierte Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker, 
 
die Vereinigung Liberaler Kommunalpolitiker 
(VLK) hat es sich zur Aufgabe gemacht, die 
liberalen Kommunalpolitiker in Deutschland zu 
vernetzen und die Themen aufzugreifen, die 
sich von der Bundesebene auf die Kommunen 

auswirken. Mit der Fachzeitschrift das rathaus 
veröffentlicht die VLK interessante Artikel mit 
kommunalpolitischer Bedeutung.  
 
Das Jahr 2024 stellt uns vor Herausforderungen: 
Die Europawahl am 9. Juni droht in vielen Teilen 
Europas für eine Stärkung der rechten Parteien 
hervorzubringen. Am 1. September werden die 
Landtage in Sachsen und Thüringen, am 22. 
September in Brandenburg neu gewählt. Dazu 
kommen in diesem Jahr Kommunalwahlen in 
neun Bundesländern. Diese Vielzahl an Wahlen 
werden die Freien Demokraten fordern, nicht 
zuletzt da die Ergebnisse der letzten Wahlen 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben sind. 
 
Gleichzeitig befindet sich Deutschland in einer 
Welt, in der der russische Angriffskrieg in der 
Ukraine nach mehr als zwei Jahren andauert, 
ohne Aussicht auf ein baldiges Ende. Mit dem 
Überfall der Hamas in Israel und der darauf 
folgenden Handlungen im Gazastreifen sowie 
den aktuellen Entwicklungen mit dem 
erstmaligen direkten Angriff der islamischen 
Republik Iran auf Israel droht die Situation in 
der ganzen Region am Scheideweg zwischen 
Beruhigung oder großer Katastrophe. 
 
In diesen Zeiten werden Personen gebraucht, 
die die außenpolitische Lage richtig einschätzen 
und in ihrer Sprache klar sind, sodass kein 
Zweifel an der Position besteht. Die Freien 
Demokraten können sehr Stolz darauf sein, mit 
Marie-Agnes Strack-Zimmermann als Spitzen-
kandidatin in die Europawahl zu ziehen. Sie ist 
eine Frau aus der Kommunalpolitik, die bereits 

in Düsseldorf gezeigt hat, dass sie anpacken 
und kluge Politik umsetzen kann. Sie ist eine 
Frau, die Klartext redet und nicht in „Politiker-
sprech“ verfällt. Sie ist die Eurofighterin, die in 
den letzten Jahren für eine stringente, klare und 
nachvollziehbare Außen– und Verteidigungs-
politik eingetreten ist.  
 
Eines ist mit der Spitzenkandidatur klar: Es ist 
kein Abschieben nach Europa. Mit Frau Strack-
Zimmermann schicken wir unser aktuell bestes 
„Pferd“ ins Rennen. In den vergangenen Jahren 
hat sie als eine der profiliertesten Verteidi-
gungspolitikerinnen der Republik Werte, Moral 
und Anstand in vielen Diskussionen 
verdeutlicht, für die Deutschland und Europa 
stehen sollten. Das unverbrüchliche Stehen an 
der Seite der überfallenen Ukraine, ihre 
Bewertung der Lage machen mir Mut, dass die 
außenpolitische Situation mit innerer Stärke 
begegnet wird. Und Europa selbst muss in der 
neuen Wahlperiode zeigen, dass nicht der Weg 
der Bürokratie zum europäischen Erfolgsmodell 
wird. Wir brauchen ein starkes und wehrhaftes 
Europa. Ein Europa, das Freiheit, Sicherheit und 
Demokratie verteidigt - auch im Inneren der 
Union. Wir brauchen ein Europa, das Wachstum 
stärkt und Spitze ist bei Innovation. Medial 
muss die europäische Politik stärker in den Blick 
rücken: Nicht allein hierfür wird Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann mit Persönlichkeit und 
Kompetenz sorgen. Sie wird es sein, die auch 
die kommunalen Auswirkungen der euro-
päischen Politik im Blick haben wird. Viele 
Entscheidungen, gerade was Fördergelder 
betrifft, haben direkte Auswirkungen auf die 
Kommunen. Auch hier muss der Weg zu 
weniger innerstaatlicher Bürokratie gegangen 
werden. 
 
Auf Platz 8 zur Europawahl kandidiert unser 
Bundesvorstandsmitglied Martin Hoeck. Er trägt 
ehrenamtlich Verantwortung in der Kommunal-
politik als Mitglied der Stadtverordneten-
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versammlung der Stadt Eberswalde in 
Brandenburg. Hier bringt er sich seit inzwischen 
über 16 Jahren ein, seit 2019 ist er Vorsitzender 
der Stadtverordnetenversammlung. Seit 2020 
hat der die VLK in Brandenburg neu aufgebaut 
und ist dessen Landesvorsitzender. Einen 
kommunalen Interessensvertreter wie ihn kann 
man sich nur für die künftige Gruppe der FDP 
im Europäischen Parlament wünschen. Mit 
seinem stetigen Engagement und seiner 
„Umtriebigkeit“ in vielfältigen Netzwerken kann 
er eine neue Perspektive nach Europa bringen.  
 
Beide Personen - Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann und Martin Hoeck - sowie die zahlreichen 
weiteren Kandidaten zur Europawahl sind ein 
gutes Zeichen, dass die Freien Demokraten für 
die Wahl gut aufgestellt sind. Lasst uns 
gemeinsam in den nächsten Wochen und 
Monaten für ein gutes Ergebnis in den 
Gesprächen mit Bürgerinnen und Bürgern, 
Kolleginnen und Kollegen, Freundinnen und 
Freunden und in unseren Familien sorgen und 
für unsere Kandidatinnen und Kandidaten 
werben. Mit ihnen können wir den 
europäischen und internationalen Heraus-
forderungen begegnen. 
 
Daneben stehen die drei Landtagswahlen in 
Brandenburg, Sachsen und Thüringen an. In 
Brandenburg und Sachsen ist die FDP aktuell 
nicht in den Landtagen vertreten, bei der Wahl 
2019 wurde mit einem Ergebnis von 4,1 % bzw. 
4,5 % der Einzug verpasst. In Thüringen hat der 
Einzug mit 5,0066 % 2019 nur knapp geklappt. 
Die aktuellen Umfrageergebnisse in allen 
Ländern zeigen leider nicht, dass sich diese 
Situation zum Besseren verändern wird.  
 
Die Relevanz der FDP insgesamt lässt sich vor 
allem durch eine stärkere kommunale 
Verankerung erreichen. Wenn wir es schaffen 
vor Ort gute kommunalpolitische Arbeit zu 
Leisten, was vieler Orts bereits geschieht, und 
diese dann auch merkbar positiv darstellen, ist 
ein erster Schritt getan. In den weiteren Seiten 
finden Sie dafür Unterstützungsangebote der 
VLK und der Friedrich-Naumann-Stiftung für die 

Freiheit, die ein umfassendes Seminarangebot 
für die Kommunalpolitik bietet. Die Kommunal-
wahlen am 26. Mai in Thüringen und am 9. Juni 
in Brandenburg, Baden-Württemberg, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt 
sind die Chance gerade vor der und zur 
Europawahl auch die gute kommunale Basis 
darzustellen und mit guten Konzepten für 
unsere Heimat zu werben. Gerade bei der doch 
spürbaren Ferne von Brüssel ist das eigene 
Rathaus umso näher, um für die Freien 
Demokraten und ihr Streben für eine weltbeste 
Bildung und eine Politik, die wirklich Rechen 
kann, zu werben. 
 

In dieser Ausgabe von das rathaus  gehen wir 

auf digitale Ratsarbeit, der anstehenden 
Einführung der neuen Kindergrundsicherung, 
kommunale Medien und den Heraus-
forderungen der Agenda 2030 ein. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen beim Lesen 
dieser Ausgabe. 
 
 
Herzliche Grüße 
 
Ihr Marcel Schiller 
 

 
Ende  April 2024 

Marcel Schiller 

Hauptverantwortlicher 

Redakteur das rathaus 

stellv. VLK-Bundesvorsitzender 
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Die Digitalisierung der Kommunen, 
insbesondere der kommunalen Verwaltungs-
dienstleistungen für die Bürgerinnen und 
Bürger ist seit Jahren ein aktuelles Thema. 
Ursprünglich sollte das Onlinezugangsgesetz 
(OZG) von 2017 bis Ende 2022 bereits in allen 
Kommunen in Deutschland umgesetzt sein. Das 
ist erkennbar noch nicht der Fall. So bleibt die 
Digitalisierung weiterhin ein Dauerthema und 
für Liberale ein besonders wichtiges Thema.  
 
Neben der Digitalisierung der Verwaltungs-
dienstleistungen sollte aber auch die 
Digitalisierung der kommunalpolitischen Arbeit, 
zum Beispiel der Gremienarbeit, nicht ver-
gessen werden. Nach der Kommunalwahl im 

Mai 2019 haben sich die Stadtverordneten-
versammlungen (bzw. Stadträte) neu 
konstituiert. In Brandenburg ist nicht der 
Bürgermeister auch automatisch Vorsitzender 
der Vertretung, sondern die Stadtverordneten 
wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. In 
einer Kampfkandidatur konnte ich mich in 
geheimer Wahl knapp gegen den SPD-
Kandidaten durchsetzen und darf nun seit Juni 
2019 als Vorsitzender die Stadtverordneten-
versammlung der brandenburgischen Kreis-
stadt Eberswalde mit ihren aktuell neun 
Fraktionen leiten. Mit dieser neuen Funktion 
habe ich mir vorgenommen, die Ratsarbeit in 
Eberswalde stärker zu digitalisieren. 
 

Eine brandenburgische Kreisstadt auf 
dem Weg zur digitalen Ratsarbeit  
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Vorteile der digitalen Gremienarbeit 
 
Die digitale Gremienarbeit ist kein Selbstzweck, 
sondern sie steigert die Attraktivität des 
kommunalpolitischen Ehrenamtes. Außerdem 
kann die Digitalisierung der Ratsarbeit dazu 
beitragen, die Kommunalpolitik transparenter 
zu gestalten und Bürgerinnen und Bürger 
stärker an den Sitzungen teilhaben zu lassen, 
indem sie diese zum Beispiel im Nachgang 
online abrufen und sich anschauen können. In 
Eberswalde war es ein harter politischer Kampf, 
bis die erste Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung (StVV) in einem Livestream 
übertragen werden konnte. Bereits im März 
2018 hatte die FDP-Fraktion einen Prüfauftrag 
an die Verwaltung in die StVV eingebracht. 
Dieser kurze Beschlussvorschlag lautete 
lediglich:  
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, die technischen 
Möglichkeiten für die Übertragung der öffentlichen 
Sitzungen der Ausschüsse der Stadt Eberswalde als 
Live-Stream auf der Webseite der Stadt Eberswalde 
und für die spätere Abrufbarkeit einer 
Aufzeichnung zu prüfen, die damit jeweils 
verbunden voraussichtlichen einmaligen und 
laufenden Kosten zu ermitteln und spätestens im 
Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen am 
14.06.2018 über das Ergebnis zu berichten.“ 
 
Der steinige Weg zu Livestreams in 
Eberswalde  
 
Dieser Prüfauftrag wurde in der StVV mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Die Begründungen für eine 
Ablehnung waren zum Teil sehr abenteuerlich. 
Insbesondere hatten einige Kollegen Angst, 
dass die Einführung eines Livestreams etwa ein 
Jahr vor der nächsten Kommunalwahl dazu 
führen würde, dass einige Stadtverordnete 
dann die StVV zur eigenen Profilierung nutzen 
würden. Andere hatten dagegen gestimmt, weil 
das Wort „Livestream“ kein deutsches Wort ist.  
 
Nun hat die Kommunalwahl im Mai 2019 die 
Zusammensetzung der StVV Eberswalde 
deutlich verändert. 16 von 36 Stadtverordnete 
wurden zum ersten Mal in die Vertretung 

gewählt und gleichzeitig hat sich das 
Durchschnittsalter deutlich verjüngt. Hinzu kam 
ab März 2020 die Corona-Pandemie, die sich 
stark auf die Arbeit der kommunalen 
Vertretungen auswirkte. Auf einmal waren 
sogar digitale Sitzungen möglich. Entsprechend 
hat die FDP-Fraktion im Mai 2020 eine erneute 
Beschlussvorlage mit einem Prüfauftrag in die 
StVV eingebracht. Der Text war nahezu 
identisch mit dem Text von 2018. Diesmal gab 
es eine Mehrheit. 
 
Nach dem Prüfergebnis der Verwaltung gingen 
die Diskussionen zwischen den Fraktionen 
weiter, und im November 2020 gab es die erste 
echte Beschlussvorlage zur Einführung eines 
Livestreams für die Sitzungen der StVV, wieder 
eingereicht von der FDP-Fraktion. Dieser 
Beschlussvorlage wurde in namentlicher 
Abstimmung mit 26 Ja- und 2 Nein-Stimmen bei 
5 Enthaltungen deutlich zugestimmt. 
 
Der gefasste Beschluss enthielt sechs konkrete 
Punkte, die den bis dato ausgehandelten 
kleinsten gemeinsamen Nenner bildeten. Dazu 
gehörte vor allem ein Widerspruchsrecht der 
Stadtverordneten. Wer nicht gefilmt werden 
wollte, kann dies vorher dem Vorsitzenden 
anzeigen. Zusätzlich wurden zunächst nur das 
Präsidium und das Rednerpult gefilmt. Dies ist 
zum einen die kostengünstigere Variante, und 
zum anderen lassen sich so unbeabsichtigte 
Übertragungen vermeiden.  
 
Der Beschluss selbst war bis Juni 2021 befristet, 
so dass wir den Livestream testen und dann 
erneut entscheiden konnten. Und mit diesem 
engen Rahmen, der nötig war, um eine 
politische Mehrheit zu erhalten, fand nun am 
23. Februar 2021 die erste StVV mit einem 
Livestream statt. Leider hatte sich eine 
deutliche Mehrheit der Stadtverordneten dafür 
entschieden, nicht für jeden Redebeitrag zum 
Rednerpult zu gehen, sondern vom Platz aus zu 
sprechen. Dadurch entstanden große Lücken in 
der Übertragung und die interessierten 
Bürgerinnen und Bürger vor den Bildschirmen 
zu Hause konnten der Diskussion nicht folgen. 
In der Sitzungsleitung habe ich persönlich 
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keinen großen Unterschied wahrgenommen, 
außer dass ich nun direkt vor mir eine Kamera 
stehen habe.  
 
Die Zukunft von Livestreams ist keineswegs 
gesichert 
 
Von dieser ersten Sitzung bis heute hat sich die 
Qualität des Livestreams und das Angebot für 
die Bürgerinnen und Bürger stetig verbessert. 
Inzwischen gibt es drei verschiedene 
Kameraperspektiven, so dass die Stadt-
verordneten auch von ihrem Sitzplatz aus bzw. 
an den Saalmikrofonen sprechen können und 
übertragen werden. Des Weiteren haben nun 
alle Kolleginnen und Kollegen dem Livestream 
zugestimmt, so dass die Bürgerinnen und 
Bürger die Sitzung besser verfolgen können. 
Und immer bis zur nächsten Sitzung bleibt der 
Livestream als Video auf der Internetseite der 
Stadt abrufbar. Dort müssen sich die 
Bürgerinnen und Bürger nicht die komplette 
stundenlange Sitzung anschauen, sondern 
können auch direkt zu den Tagesordnungs-
punkten klicken, welche sie am meisten 
interessieren. Parallel wurde auch die 
Geschäftsordnung entsprechend geändert und 
der Livestream dort mit aufgenommen.  
 
Trotz dieser großen Fortschritte und Ver-
besserung gibt es weiterhin politische Kräfte, 
die den Livestream gerne wieder abschaffen 
möchten. Aus liberaler Perspektive sollte man 
die erreichten Fortschritte keinesfalls aufgeben. 
Statt Abschaffung fordern wir sogar die 
Erweiterung des Livestreamings auf die 
Ausschusssitzungen. So können die Bürger-
innen und Bürger umfassend an allen 
kommunalen Sitzungen digital teilnehmen und 
sich über die politischen Diskussionen 

informieren – und das von jedem Ort aus und 
zu jeder Uhrzeit.  
 
Hybridsitzungen als Chance für das 
kommunalpolitische Ehrenamt 
 
Ein zweiter wesentlicher Baustein der 
Digitalisierung der Gremienarbeit ist die Ein-
führung von sogenannten Hybridsitzungen für 
die StVV und die Ausschüsse. Auslöser hierfür 
war vor allem die Motivation, die Ratsarbeit 
auch während der Corona-Pandemie zu 
gewährleisten, wenn die Durchführung von 
Präsenzsitzungen drohte, nicht mehr möglich 
zu sein.  
 
In Brandenburg wurde die rechtliche Grundlage 
für Hybridsitzungen durch eine Änderung der 
Kommunalverfassung geschaffen. Dies ist nicht 
in allen Bundesländern der Fall. Die 
Präsenzsitzung bleibt auch hier weiterhin erste 
Wahl, während sie um die Möglichkeit digitaler 
Teilnahme ergänzt wird. Die Hybridsitzungen 
tragen sowohl zur Handlungsfähigkeit der 
kommunalen Vertretung selbst als auch zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie, Beruf und 
kommunalpolitischem Ehrenamt bei.  
 
Fazit 
 
Kommunale Gremiensitzungen sollten 
heutzutage im Livestream oder als On-Demand-
Stream für die Bürgerinnen und Bürger zur 
Verfügung stehen, und Hybridsitzungen müssen 
flächendenkend ermöglicht werden. Für die 
Umsetzung müssen aber auch die personellen 
und technischen Voraussetzungen geschaffen 
bzw. verbessert werden. Dazu zählen u.a. 
schnelle Internetverbindungen (vor allem in 
ländlichen Regionen), Anschaffungen von 
Technik und Schulungen in technischer Hinsicht 
für die Ratsmitglieder, die technische 
Ausstattung der Sitzungsräume oder auch das 
Bereitstellen von geschultem Personal in den 
Verwaltungen.  
 
Zielstrebige liberale Kommunalpolitik kann hier 
den Unterschied machen, denn es braucht eine 
politische Kraft, die sich die Digitalisierung der 
Ratsarbeit vor Ort auf die Fahne schreibt.  

Martin Hoeck 

Landesvorsitzender der VLK 
Brandenburg, Mitglied im  
VLK-Bundesvorstand 
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Der VLK-Bundesvorstand befürwortet die 
Unterstützung und Förderung der Kinder durch 
den Bund. Im Bundeshaushalt stehen 2,4 
Milliarden Euro dafür zur Verfügung. 
Gleichzeitig lehnt der VLK-Bundesvorstand die 
Einrichtung einer neuen Behörde mit bis zu 
5.000 Stellen zur Administration der Gelder 
grundsätzlich ab.   
   
Der VLK-Bundesverband spricht sich für die 
Nutzung bereits vorhandener Verwaltungs-
strukturen und deren Abläufe aus sowie die 
Nutzung der Mittel in Bildungseinrichtungen, 
um Kinder zielgerichtet zu fördern. Nach dem 
Königsteiner-Schlüssel soll das Geld vom Bund 
an die Länder verteilt werden, die diese 
Finanzmittel über das Gemeindefinanzierungs-
gesetz mit den entsprechenden Ansätzen 
entsprechend an die Kommunen weiterleiten. 
Die Kommunen haben jahrelange Praxis-
erfahrung und ausreichend sachverständige 
Verwaltungsmitarbeiter, um die Finanzmittel 
den Bildungsträgern schnell und zielsicher zur 
Verfügung zu stellen. Die Bildungseinrichtungen 

wiederum kennen die Bedürfnisse der Kinder 
am besten, so ist die Treffsicherheit für 
bedürftige Schülerinnen und Schüler gewähr-
leistet. Das Geld würde ohne kompliziertes, 
personalintensives und zeitverzögerndes 
Antragswesen direkt dem Verwendungszweck 
zu Gute kommen.   
   
Praxistauglich und wünschenswert wäre zum 
Beispiel die Übernahme der Kosten durch die 
Kommunen für das Mittagessen in den Kitas 
und in der offenen Ganztagsschule, gebühren-
freie Sprachkurse für Eltern mit Migrations-
hintergrund oder Nachhilfe. Die örtlichen 
Bildungsträger können die Kinder passgenau 
unterstützen und eine positive Entwicklung mit 
Teilhabe an Bildung und Gesellschaft 
ermöglichen. Daher sollte der Betrag von 2,4 
Milliarden Euro zu hundert Prozent bei den 
Kindern und Jugendlichen ankommen und nicht 
in ineffizienten Verwaltungsstrukturen mit 
mehrfachen Zuständigkeiten untergehen. 

Beschluss des VLK-Bundesvorstands vom 
25.04.2024 zur geplanten Einführung der 
Kindergrundsicherung 
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Infrastrukturprojekte in Deutschland haben 
häufig Konfliktpotenzial. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn sie im direkten Wohnumfeld der 
Bürger stattfinden. Proteste der Bevölkerung 
gegen entsprechende Vorhaben sind an der 
Tagesordnung. Sie können die Durchführung 
verzögern, verteuern und verhindern. Die 
Akzeptanz von Infrastrukturprojekten durch die 
Bevölkerung ist damit kein Aspekt unter ferner 
liefen, sondern eine Schlüsselfrage geworden. 
Die Zustimmung der Bürger wird für den Erfolg 
oder Misserfolg immer wichtiger.  
 
Steinbeis Mediation hat deshalb beschlossen, 
mit dem Steinbeis BürgerbeteiligungsReport die 
erste Langzeitstudie in Deutschland aufzulegen, 
die sich mit den Einstellungen der Bevölkerung 
zur Bürgerbeteiligung bei technischen 
Infrastrukturprojekten beschäftigt. Dazu 
wurden vom Institut für angewandte Marketing- 
und Kommunikationsforschung (IMK), Erfurt, in 
einer repräsentativen Online-Befragung 

bundesweit 2.000 Haushalte um ihre Meinung 
gebeten.   
 
„Der Steinbeis BürgerbeteiligungsReport 
versteht sich als Impulsgeber für eine 
bürgernahe Planung, Genehmigung und 
Fertigstellung von technischen Infrastruktur-
projekten in Deutschland. Er will die 
Bedürfnisse der Bevölkerung sichtbar machen. 
Adressaten sind Gesetzgeber, Genehmigungs-
behörden und Vorhabenträger“, betont Prof. Dr. 
Gernot Barth, Leiter IKOME | Steinbeis 
Mediation.   
  
Hohe Wahrnehmung von Infrastruktur-
projekten  
 
Infrastrukturprojekte werden von der 
Bevölkerung in Deutschland aufmerksam 
verfolgt. Am stärksten wahrgenommen werden 
Stadtentwicklungs-, Verkehrs- und Tele-
kommunikationsvorhaben. Nahezu jeder dritte 

Steinbeis BürgerbeteiligungsReport 2023: 

Jeder dritte Bürger in Deutschland sieht 

bei Infrastrukturprojekten 

Konfliktpotentiale 
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Bürger sieht bei Infrastrukturprojekten Konflikt-
potenziale. Mögliche Brennpunkte sind aus 
Sicht der Befragten insbesondere Eingriffe in 
das Landschaftsbild, ausufernde Kosten und 
Umweltbelastungen.  
 
Bei Informationen zu Infrastrukturprojekten 
besteht aus Sicht der Bevölkerung noch viel Luft 
nach oben. So fühlt sich nahezu jeder zweite 
Bürger unzureichend über entsprechende 
Vorhaben aufgeklärt. Für zwei Drittel der 
Befragten sind angesichts dessen Möglichkeiten 
der Bürgerbeteiligung bei Infrastruktur-
projekten wichtig.  
 
 Unzufriedenheit mit Beteiligungsangeboten 
bei Infrastrukturprojekten  
 
Die Zufriedenheit mit den bestehenden 
Beteiligungsmöglichkeiten an Infrastruktur-
projekten hält sich in der Bevölkerung in 
Grenzen. Drei von zehn Bürgern bewerten das 
vorhandene Angebot als nicht ausreichend. 
Jedem fünften Bürger ist dieses nicht einmal 
bekannt.   
  
Für die Einbeziehung der Bürger in Infrastruktur
-projekte gilt aus Sicht der Bevölkerung die 
Devise: je früher desto besser. Nahezu die 
Hälfte der Befragten möchte bereits vor der 
Planung eingebunden werden. Ein knappes 
Drittel ist grundsätzlich daran interessiert, an 
Infrastrukturprojekten mitzuwirken; ein 
weiteres Drittel, sofern eine direkte 
Betroffenheit vorliegt. Nur jeder zehnte Bürger 
zeigt sich nicht interessiert. Jeder sechste 
Bürger verfügt bereits über Beteiligungs-
erfahrung. Mit den Ergebnissen ihrer 
Beteiligung sind die Bürger mehrheitlich 
zufrieden.  
 
Frühzeitige Information, Transparenz, 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen sind aus Sicht 
der Bevölkerung die maßgeblichen Erfolgs-
faktoren einer gelungenen Bürgerbeteiligung. 
Sie kann aus Sicht der Befragten einen 
wichtigen Beitrag dazu leisten, Konflikten 
vorzubeugen, Klagen zu vermeiden und 
Verständnis für die Planung zu verbessern. Als 

federführend bei der Gestaltung von Bürger-
beteiligungsprozessen werden vor allem die 
Kommunen angesehen.  
  
Ausbau der Windenergie hat größtes 
Konfliktpotenzial  
  
Bei Energie-Infrastrukturprojekten haben die 
Bürger in jüngster Vergangenheit vor allem 
Solarenergie-, Windenergie- und Stromnetz-
vorhaben wahrgenommen. Der Ausbau der 
Windenergie ist aus Sicht der Befragten mit 
dem größten Konfliktpotenzial verbunden. Am 
häufigsten werden hier Eingriffe in das 
Landschaftsbild von den Bürgern als möglicher 
Konfliktherd benannt.  
 
Die Bürgerbeteiligung an Energie-
Infrastrukturprojekten wird von der breiten 
Mehrheit der Bevölkerung als wichtig 
eingestuft. Die Zufriedenheit mit dem 
vorhandenen Angebot lässt auch hier zu 
wünschen übrig. Vier von zehn Bürgern sind die 
bestehenden Möglichkeiten nicht bekannt. 
Mehr als ein Drittel der Bürger ist persönlich 
bereit, sich finanziell an einem Energie-
Infrastrukturprojekt zu beteiligen.   
 
Jeder vierte Befragte rechnet mit negativen 
Auswirkungen durch die von der Politik 
geplante Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren von Energie-Infra-
strukturprojekten auf die Bürgerbeteiligung. 
 
 
Die Studie steht hier zum 
Download bereit: 

Stefan Buscher 

Öffentlichkeitsarbeit  
IKOME | Steibeius Mediation 

http://das-rathaus.de/wp-content/uploads/2024/04/2023-06-14_Praesentation-Ikome-Steinbeis-Mediation-Buergerbeteiligungsreport-2023.pdf
http://das-rathaus.de/wp-content/uploads/2024/04/2023-06-14_Praesentation-Ikome-Steinbeis-Mediation-Buergerbeteiligungsreport-2023.pdf
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2024: Jahr der Kommunalwahlen 

Das Jahr 2024 steht neben der Europawahl und 
den Landtagswahlen auch im Zeichen vieler 
Kommunalwahlen - in neun Bundesländern 
wird gewählt: Am 26. Mai in Thüringen, am 9. 
Juni in Brandenburg, Baden-Württemberg, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-
Anhalt. 
 
Zu diesen Wahlen stehen viele movierte 
Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl und 
bestreiten einen engagierten Wahlkampf für 
ihre Gemeinde, ihre Stadt, ihren Landkreis. 
 
Die Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker 
hofft auf gute Ergebnisse und viele Mandate. 
 
Die FDP, die Friedrich-Naumann-Stiftung für die 
Freiheit und die VLK-Landesverbände bieten 
Ihnen hierfür die notwendige Unterstützung an. 
 
 
Seminare der Stiftung: 
 
https://www.freiheit.org/de/
kommunalpolitik 
 
 
 
 
 
 
Für viele Bundesländer stehen bereits die 
bewährten Praxisleitfäden Kommunalpolitik 
bereit: 
 
Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 
Thüringen 
 
 
 
https://www.freiheit.org/de/
aktiv-in-der-kommunalpolitik 
 

VLK-Leitfaden Bürgerdialog 
 
Der Landesverband NRW hat in Vorbereitung 
auf die dortige Kommunalwahl 2025 einen 
Leitfaden zum Bürgerdialog herausgegeben. 
Wie Sie in Ihrer Stadt erfolgreich Wahlkampf 
führen können, soll Ihnen mit diesem Leitfaden 
etwas nähergebracht werden. Dabei geht es vor 
allem um den Straßenwahlkampf. Im Gespräch 
mit Bürgern auf der Straße wird häufig die 
Frage gestellt: „Warum sollte ich ausgerechnet 
die Freien Demokraten wählen? Nennen Sie mir 
doch mal ein paar gute Gründe!“ Dieses Papier 
gibt Ihnen Tipps, was Sie in einem solchen Fall 
antworten könnten. Mit diesem Leitfaden 
können Sie sich frühzeitig und entspannt auf 
die Dialoge mit den Bürgerinnen und Bürgern 
für die Kommunalwahl vorbereiten. Bei 
Interesse können Sie den Leitfaden bei der 
Geschäftsstelle der VLK NRW (www.vlk.nrw) 
bestellen.  

https://www.freiheit.org/de/kommunalpolitik
https://www.freiheit.org/de/kommunalpolitik
https://www.freiheit.org/de/aktiv-in-der-kommunalpolitik
https://www.freiheit.org/de/aktiv-in-der-kommunalpolitik
https://www.vlk.nrw/%C3%BCber-uns/gesch%C3%A4ftsstelle/
https://www.freiheit.org/de/kommunalpolitik
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#KOMMUNALWAHL #VERKEHRSINFRASTRUKTUR 

 

Am Rande des Bundesparteitages führen wir 
am Sa. 27.04. eine Veranstaltung zusammen 
mit der Friedrich-Naumann-Stiftung durch: 
 
Laut einer Studie des Deutschen Instituts für 
Urbanistik liegt der Investitionsbedarf für die 
Verkehrsinfrastruktur in Städten, Landkreisen 
und Gemeinden bis 2030 bei rund 372 
Milliarden Euro. Der größte Teil des Geldes 
entfällt mit rund 283 Milliarden Euro auf 
Nachhol- und Ersatzbedarf für die 
Straßeninfrastruktur. Nur ein Drittel der 
Kommunen bewertet den Zustand ihrer 
Streckennetze mindestens als gut. Größere 
Mängel weisen jede zweite Straßenbrücke auf, 
bei Straßen ist es jede Dritte. Über die 
bevorstehenden Herausforderungen für die 
Kommunen in Deutschland würden wir gerne 
mit Ihnen diskutieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 

PROGRAMM: 
 
14:15  Begrüßung 
 
Martin Hoeck, Mitglied im Bundesvorstand der 
Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker 
 
16:20  Diskussion 
 
Dr. Lydia Hüskens, Ministerin für Infrastruktur 
und Digitales des Landes Sachsen-Anhalt 
 
Martin Hoeck, Mitglied im Bundesvorstand der 
Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker 
 
Moderation: Dr. Dirk Assmann, Referent für 
Innovationsräume und Urbanisierung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit 
 
14:50  Ende der Veranstaltung 
 
 
 
Bitte melden Sie sich an: 
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/
mrhww 
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10,55 Prozent verlor die Gesamtauflage der 
gedruckten Tageszeitungen im 1. Quartal des 
Jahres 2023 im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum1. Eine dramatische Entwicklung, die 
allerdings kaum in der Öffentlichkeit, auch nicht 
in der medialen, registriert wird. Sie bestätigt 
die bereits 2012 von Prof. Klaus Meier (Uni-
versität Eichstädt) errechneten, kontinuierlich 

sinkenden Auflagen. 2034 ist nach seiner 
Prognose das Ende der gedruckten Zeitungen 
zu erwarten. Berechnungen, die sich bisher 
jährlich exakt bestätigten. 2034 ist mittlerweile 
eine optimistische Annahme. Spätestens Ende 
der 20er Jahre werden auf lokaler, etwas später 
auf regionaler Ebene, die letzten gedruckten 
Zeitungen erscheinen. Die aktuellen Quartals-

Lokalzeitungen vor dem Aus -  

Demokratie ohne lokale Medien:  

Wer informiert künftig Einwohner,  

kontrolliert Verwaltung und Politik? 
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zahlen beweisen den rasanten Niedergang, 
auch bei den großen Zeitungstiteln. Nur noch 
17,4 Prozent der Menschen lesen laut Statista 
mehrmals in der Woche eine Zeitung. Je jünger, 
umso weniger2. Für Springer-Konzernchef 
Mathias Döpfner hat die gedruckte Zeitung 
„keine Zukunft mehr“. Die Bild-Zeitung sei 
mittlerweile unter eine Million Auflage gefallen, 
sagte er im März 2023. Der Bund Deutscher 
Zeitungsverleger (BDZV) sieht die Zukunft der 
Lokalzeitung ebenfalls bedrohlich. Lokal-
zeitungen, so der BDZV im vergangenen Jahr, 
werden in 40 Prozent aller Kommunen in fünf 
Jahren nicht mehr wirtschaftlich sein. In 4.400 
Gemeinden drohe das Sterben der Lokal-
zeitungen. 2014 seien sie noch in allen 11.000 
deutschen Gemeinden betriebswirtschaftlich 
zustellbar gewesen. Im letzten Jahr in 720 
Gemeinden nicht mehr. Bis 2025, schätzt der 
BDZV, betreffe der Versorgungsengpass 4.400 
Kommunen, also 40 Prozent aller Städte und 
Gemeinden. Eine Situation, die zu existenz-
bedrohenden Abo-Verlusten führen wird.  
 
Die aktuellen Gründe für den Auflagenverlust 
sind vielschichtig. Zu guten Zeiten konnte sich 
die Tageszeitung noch zu zwei Dritteln aus 
Anzeigen, also Werbeeinnahmen, finanzieren. 
Dieser Wert liegt aktuell teilweise deutlich unter 
40 Prozent. Folge: Die Abo- und Einzel-
verkaufspreise werden kontinuierlich erhöht. 
Eine finanzielle Todesspirale, da als Reaktion 
Abonnenten kündigen, der Einzelverkauf weiter 
schwindet. Der Niedergang der Lokalzeitungen 
beschleunigt sich. Die Auflagen werden Ende 
dieses Jahrzehnts so niedrig sein, dass eine 
wirtschaftliche Basis nicht mehr vorhanden ist. 
Eine überlebenswichtige staatliche, staatsferne 
Förderung (Beispiel: Skandinavische Staaten) ist 
nicht zu erwarten. Politik, aber auch 
Journalisten- und Verlegerverbände haben fahr-
lässig und verantwortungslos dieses Thema 
nicht öffentlich gepuscht. Für eine staatsferne 
finanzielle Förderung ist es inzwischen zu spät. 
Die inflationäre wirtschaftliche Situation der 
Privathaushalte beschleunigt den Auflagen-
verlust. Um Geld zu sparen, wird zuerst das 
Zeitungsabo gekündigt. Auf Seiten der Verlage 
sind Preissteigerung für Papier und Energie 

erhebliche Kostentreiber, aber auch der 
steigende Mindestlohn für Zusteller/innen 
sowie turnusmäßige Tariferhöhungen. 
Zusätzlich wird es immer schwieriger, Zusteller/
innen zu finden, die zu morgendlicher Stunde 
die Lokalzeitung verteilen. Ist sie aber nicht zu 
morgendlicher Stunde zugestellt, folgen weitere 
Abo-Kündigungen. Wie sollen künftig Menschen 
in Städten, Landkreisen und Gemeinden 
kommunalpolitische Informationen erhalten? 
Auf welcher Informationsbasis ihre Wahlent-
scheidungen treffen? Wer soll Politik und 
Verwaltung kontrollieren? 
 
Das stetig zunehmende Desinteresse an 
politischen Prozessen und Entscheidungen, vor 
allem an der Kommunalpolitik, ist ein weiterer 
Grund für den Auflagenverlust. Eine 
dramatische Entwicklung, die schon seit Jahren 
in abnehmenden Berichten über kommunal-
politische Themen und ausgedünnten lokalen 
Berichten deutlich wird. Die Universität 
Bielefeld stellte 2022 in einer Studie u.a. fest, 
dass 75,8 Prozent der Jugendlichen den 
Zeitungen misstrauen, 71,6 Prozent misstrauen 
Journalisten/innen und 32,8 Prozent glauben, 
dass Medien nur ihre eigene Meinung 
verbreiten. Die Medienkompetenz fehlt, um die 
Arbeit der seriösen Medien zu werten, von 
unseriösen Medien zu unterscheiden. Die 
schnelle, kostenlose, allerdings oberflächliche 
Headline-Info über Social Media, egal ob seriös 
oder nicht, ist einfacher, reicht vielen.  
 
Das Sterben vieler Lokalzeitungen begann 
Anfang unseres Jahrtausends. Es führte zu 
einem Rückgang der medialen Vielfalt in den 
Berichten, da wirtschaftlich stärkere Verlage 
notleidende Lokalzeitungen aufkauften. Folge: 
Lokale Berichte wurden und werden 
zunehmend ausgedünnt, Meinungsvielfalt 
negiert. Die Zahl festangestellter Journalisten/
innen in den Redaktionen verringert sich 
ständig. Waren es im Jahr 2000 noch 15.300, 
dürfte die Zahl aktuell nach Schätzungen des 
Deutschen Journalisten Verbandes (DJV) unter 
10.000 liegen. Tendenz sinkend. Auswirkungen: 
Immer mehr Einheitsbrei in der Bericht-
erstattung, also Vielfaltsverlust. Immer mehr 
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Agenturmeldungen, Informationen aus 
Pressemitteilungen, Schreibtischjournalismus, 
zusätzlich, bedingt durch immer weniger 
Journalisten/innen, ein zunehmender Qualitäts-
verlust.  
 
 
 
E-Paper die Alternative?  
 
Der Bund Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) 
verkündete 2022 nach einer eigenen Studie 
freudig, dass die Steigerungsrate von E-Paper 
Anfang 2022 13,9 Prozent betrug. Eine 
Steigerung zum Vorjahr um 16,6 Prozent. 
Erfreulich: Zwei Drittel (65,8 Prozent) der 
Digitalleser/innen sind unter 50 Jahre alt. 
Nachdenklich macht: 65 Prozent davon haben 
einen höheren Bildungsabschluss, sind voll 
berufstätig. E-Paper-Nutzer verdienen zu 43 
Prozent über 3.000 Euro netto im Monat, jede/r 
fünfte mehr als 4.000 Euro Haushaltsnetto-
einkommen. E-Paper - nur etwas für Besser-
verdienende?  
  
Die Steigerung der E-Paper Zahlen ist kein 
Grund zum Jubeln. Die realistische Analyse der 
Zahlen zeigt ein anderes Bild, lässt die 
Jubelarien schnell verstummen. Die Auflage der 
Tageszeitungen lag im Jahr 2000 noch bei 24,1 
Millionen, Ende 2022 betrug sie nur noch 11,4 
Millionen. Die E-Paper-Nutzung Ende 2022 laut 
Statista bei nur 2,6 Millionen, davon 1,54 
Millionen als Abonnement. E-Paper ist keine 
Alternative zur gedruckten Zeitung, verzögert 
den Niedergang, wird sie nicht ersetzen.             
E-Paper wird den Abwärtstrend des 
Zeitungssterbens nicht aufhalten. Auch andere 
Paywall-Modelle wie „Freemium“ oder 
„Metered“ sind keine finanzielle Alternative, 
Künftig werden wohl nur noch der öffentlich-
rechtliche und private Rundfunk, freie, seriöse 
Onlinezeitungen, Blogs und bedingt Influencer 
Mittler politischer Themen sein. In einigen 
Ländern vielleicht noch der nichtkommerzielle 
Rundfunk, letztere oft durch finanzielle 
Zuschüsse der Kommunen, staatsnahe Sender.   
 
 

Alternativen für die Kommunen 
 
Für die künftige Information von Seiten der 
Kommunen stellt sich die Frage, welche 
Kommunikationskanäle Einwohner/innen 
erreichen. Der Bundesgerichtshof (BGH) 
wertete 2022 kommunale Öffentlichkeitsarbeit 
als „Pflicht zur Information“. „Städte müssen 
zeitgemäß digital kommunizieren“, stellte der 
BGH im Hinblick auf moderne Kommunikations-
kanäle fest. Nur so würden sie der Erwartung 
der Bürgerinnen und Bürger nach Transparenz 
der Arbeit von Verwaltungen gerecht und 
ermöglichten den Dialog über die Politik der 
Städte3. Social Media ist mittlerweile das 
meistgenutzte Angebot zur Kommunikation und 
Information. Unterschiedliche Social-Media-
Kanäle erreichen verschiedene Altersgruppen. 
Die der 10- bis 19-Jährigen bevorzugt vor allem 
die Social-Media-Kanäle TikTok und Instagram. 
14- bis 29-jährige Instagram, TikTok und 
Facebook. 30- bis 49-jährige Facebook und 
Instagram und über 50-jährige Facebook und 
Instagram. 47 Millionen Menschen nutzen in 
Deutschland Facebook, Instagram 32 Millionen, 
TikTok 15 Millionen und den Newcomer Reddit 
bereits 15 Millionen4. Eindrückliche Zahlen die 
belegen, dass Social Media zur täglichen 
Kommunikations- und Informationsplattform 
geworden ist. Eine in allen Altersgruppen 
mittlerweile hohe Akzeptanz von fast 100 
Prozent. Aber auch Newsletter, kommunale 
Apps, die eigene Homepage, die eigene 
Stadtzeitung sowie LED-Wände im Stadtbild etc., 
werden im Mix unverzichtbar für die 
kommunale Informationsarbeit sein. Doch 
Vorsicht. Es sind staatsnahe, also in eigener 
Regie betriebene subjektive Medien.   
 
 
Fazit 
 
Es ist höchste Zeit, dass sich Kommunen, wenn 
nicht bereits geschehen, intensiver als bisher 
auf die Social-Media-Kommunikation und 
andere Kommunikationsmöglichkeiten um-
stellen. Sie müssen alle Plattformen ziel-
gruppenspezifisch nutzen, um auch künftig die 
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Die Zeitschrift das rathaus ist die älteste 

deutsche Fachzeitschrift für Kommunalpolitik: 

Im März 1948 erschien erstmals das rathaus als 

Beilage der Publikation „ Mitteilungen der FDP, 
Landesverband Nordrhein-Westfalen“. Seit 1983 

ist das rathaus die Fachzeitschrift des 

Bundesverbandes der Vereinigung Liberaler 
Kommunalpolitiker (VLK). Seit dem Frühjahr 

2017 wird das rathaus ehrenamtlich in 

Eigenregie veröffentlicht. 
 
Wir freuen uns immer über Beiträge und 
Vorschläge für Artikel mit einer 
kommunalpolitischen Relevanz. Sprechen Sie 
uns an! 

Sie haben einen Beitrag für uns? 

Marcel Schiller 
stellv. VLK-Bundesvorsitzender 

Redakteur das rathaus 

 
Mobil: 0163 334 63 79 
E-Mail: schiller@das-rathaus.de 
 
 
Karl Peter Brendel 
VLK-Bundesgeschäftsführer 
 
Mobil: 0175 262 25 21  
E-Mail: brendel@vlk-
bundesverband.de 

Menschen ihrer Stadt und Region zu erreichen. 
Ihre Pflicht und Verantwortung liegen in einer 
möglichst objektiven Information. Hörfunk und 
Fernsehen, egal ob öffentlich-rechtlich oder 
privat, werden auch künftig über lokale und 
regionale Ereignisse informieren, werden ihre 
Kontrollfunktion ausüben. Onlinezeitungen, 
auch alternative Onlineangebote, werden, wo 
vorhanden, die lokale und regionale 
Informationsvermittlung ergänzen. Die lokale 
Berichterstattung durch die altbewährte lokale 
Tageszeitung als Printversion oder als E-Paper 
wird wegfallen. Die eigene Stadtzeitung, das 
Amtsblatt oder die eigene Homepage sind 
allerdings keine staatsfernen Informationen im 
Sinne einer funktionierenden Demokratie. Sie 

sind immer, verständlicherweise, nur PR-
Instrumente. Gefährlich dann, wenn sie zum 
Spielball rechts- oder linksextremer Parteien 
werden.  
 
 
1 IVW (Informationsgemeinschaft zur 
Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern 
e. V.) 
2 (Verbrauchs- und Medienanalyse (VuMA); 
11/21; veröffentlicht bei Statista; Victoria Pawlik, 
12/2022) 
3 BGH vom 14. Juli 2022; Az: I ZR 97/2. 
4 eigene Auswertung Statista, ZDF, TikTok, 2023 

Michael Konken 

Dozent für Journalismus, Politik & Öffentlichkeitsarbeit 
Universität Verchta 

2003-2015 Bundesvorsitzender des 
Deutschen Journalisten Verbandes (DJV), 

ehem. Mitglied des ZDF-Fernsehrates 
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Vor rund neun Jahren wurde in New York die 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen 
verabschiedet. Ziel war es, das Handeln 
weltweit so zu anzupassen, dass unser Planet 
auch künftigen Generationen noch eine 
lebenswerte Umwelt bietet. 17 einzelne 
Nachhaltigkeitsziele (SDGs) wurden entwickelt, 
deren Einhaltung wichtig für den Erfolg sind. 
Wie weit die Kommunen in Deutschland bei der 
Umsetzung der Agenda 2030 sind, zeigt eine 
Studie, die das Deutsche Institut für Urbanistik 
(Difu) im Auftrag der Bertelsmann Stiftung 
erarbeitet hat. Die Halbzeitbilanz wurde 
Rahmen des Kommunalkongresses 2023 

"Nachhaltigkeit aktiv gestalten – die Kommunen 
gehen voran" in Potsdam vorgestellt. 
 
Die Kommunen spielen eine entscheidende 
Rolle für das Erreichen der Nachhaltigkeitsziele. 
Die Ergebnisse der Halbzeitbilanz zeigen, dass 
sie bei der Umsetzung einzelner Nachhaltig-
keitsziele Fortschritte gemacht haben, aber 
noch nicht am Ziel sind. In verschiedenen 
Bereichen wie Verkehrswende, Klimawende und 
Flächenwende tragen die Kommunen maß-
geblich dazu bei. Ohne ihr Engagement wird es 
nicht gelingen. 

Halbzeitbilanz Agenda 2030:  

Kommunen machen Fortschritte, aber 

mehr Tempo erforderlich 
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Die Studienergebnisse verdeutlichen, dass die 
Kommunen in den Bereichen Armuts-
bekämpfung, bezahlbare und saubere Energie, 
menschenwürdige Arbeit und Wirtschafts-
wachstum, Industrie, Innovation und Infra-
struktur sowie Frieden, Gerechtigkeit und starke 
Institutionen erhebliche Fortschritte erzielt 
haben. Zudem messen die Kommunen den 
Zielen hochwertige Bildung, bezahlbare und 
saubere Energie sowie Maßnahmen zum 
Klimaschutz besonders hohe Relevanz bei.  
 
Allerdings müssen die Kommunen deutlich 
schneller werden, um die Nachhaltigkeitsziele 
der Vereinten Nationen zu erreichen, da die Zeit 
drängt. Die Difu-Studie identifiziert jedoch auch 
negative Langzeittrends wie Schulabbrecher-
quoten und eine übermäßige Flächen-
inanspruchnahme. Daher schlägt das Difu-
Forschungsteam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden zehn konkrete Maßnahmen 

vor, um die Nachhaltigkeitsziele in den 
Kommunen schneller zu erreichen.  
 
Damit wir die Nachhaltigkeitsziele erreichen 
können, müssen bewährte Instrumente der 
nachhaltigen Entwicklung angewendet und 
strategische Steuerung, Wirkungsmessung, 
Erfahrungsaustausch und Netzwerke gestärkt 
werden. Lokales Handeln hat globale 
Auswirkungen, und deshalb ist es wichtig, dass 
die Kommunen weiterhin an ihrer Umsetzung 
arbeiten – und dabei auch unterstützt werden. 

Oliver Peters 

Studienleiter, Deutsches 
Instutit für Urbanistik (Difu) 

10 Punkte der kommunalen 

Spitzenverbände zur UN-Agenda 2030: 

1. Viel geschieht im Verborgenen  
 
In den Kommunen wird bereits eine Vielzahl 
von Maßnahmen in verschiedenen Handlungs-
feldern umgesetzt, die zur Erreichung der 
Nachhaltigkeitsziele beitragen. So gehören 
beispielsweise die frühkindliche Bildung, soziale 
Leistungen oder eine funktionierende Wasser-
versorgung bereits zu den grundlegenden 
Leistungen der Daseinsvorsorge der Städte, 
Landkreise und Gemeinden. Nicht immer 
werden diese Maßnahmen explizit im Kontext 
der SDGs oder als Nachhaltigkeitsaktivitäten 
verortet. Kommunalrelevante Ziele sollten im 
Fortschreibungsprozess der Agenda 2030 
stärker Berücksichtigung finden.  
 

2. Kommunen bei der Entwicklung von 
Strategien stärker einbeziehen  
 
Ebenso wichtig ist es, dass Bund und Länder die 
Leistungen der Kommunen zum Erreichen der 
Agenda-2030-Ziele anerkennen und die 
Kommunen dabei unterstützen. Bund und 
Länder müssen die Kommunen bei der 
Entwicklung von Strategien auf Augenhöhe 
einbeziehen und die Kommunen stärker als 
bisher als Akteure für Nachhaltigkeit und 
globale Verantwortung auch im Rahmen der 
eigenen Nachhaltigkeitsstrategien berück-
sichtigen. Dabei sollten kommunale 
Handlungsnotwendigkeiten durch die 
Umsetzung internationaler Verpflichtungen von 
Bund und den Ländern stärker flankiert 
werden.  
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3. Nachhaltige Entwicklung als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe  
 
Nachhaltige Entwicklung vor Ort stellt eine 
Aufgabe der gesamten Gesellschaft in den 
Kommunen dar. Deshalb ist nicht nur die 
übergreifende Zusammenarbeit in der 
Kommune, sondern auch die Einbeziehung und 
gemeinsames Handeln mit den Bürgerinnen 
und Bürgern sowie weiteren Akteurinnen und 
Akteuren der Gesellschaft und die 
Unterstützung privater Initiativen wichtig. 
 
 
4. Nachhaltigkeitsaktivitäten strategisch 
steuern und evaluieren   
 
Eine strategische Herangehensweise an eine 
nachhaltige kommunale Entwicklung ist von 
hoher Bedeutung, Nachhaltigkeit ist ein 
Querschnittsthema. Ein übergreifender stra-
tegischer und integrierter Koordinierungs-
ansatz, der die Zusammenarbeit in der 
Kommune fördert und Synergien hebt, ist 
wichtig. Dies gilt gerade angesichts auf-
kommender Zielkonflikte ebenso wie der 
Nutzung von Synergien. Wichtig ist eine 
systematische Wirkungsmessung der Aktivi-
täten, die in die Planung neuer Maßnahmen 
einfließt. Erforderlich ist Messbarkeit, das 
Setzen von Zielwerten und ein nachvoll-
ziehbares Monitoring, wirklich nachhaltig zu 
produzieren, zu nutzen oder zu konsumieren. 
 
 
5. Instrumente für das 
Nachhaltigkeitsmanagement anwenden   
 
Kommunen können für ihr Nachhaltigkeits-
management auf bestehende Instrumente 
zurückgreifen. Es bestehen vielfältige Hand-
lungshilfen im Hinblick auf die Entwicklung von 
Nachhaltigkeitsstrategien, -berichten und das 
Aufstellen von Nachhaltigkeitshaushalten. 
Wichtig für ein funktionierendes Monitoring 
sind qualitativ hochwertige, leicht verständliche 
und verfügbare Datengrundlagen. Die statis-
tischen Ämter auf allen Ebenen müssen 
gestärkt und digitale Verfahren zum Austausch 

zwischen der kommunalen und staatlichen 
Ebene verbessert werden.  
 
 
6. Wissens- und Erfahrungsaustausch 
fördern  
 
Kommunen sind individuellen Voraussetzungen 
und Herausforderungen ausgesetzt. Diese 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen sind 
bei der Umsetzung von Nachhaltigkeits-
aktivitäten zu berücksichtigen. Dennoch können 
Kommunen auf bestehenden Erfahrungen 
aufbauen. Beispiele guter Praxis bieten 
Orientierung für die Umsetzung in anderen 
Kommunen. Dem Wissens- und Erfahrungs-
austausch zwischen Kommunen ebenso wie mit 
der Wissenschaft und weiteren Akteurinnen 
und Akteuren kommt daher eine hohe 
Bedeutung zu. Auch übergreifende Beratungs-
angebote von Bund und Ländern sind eine 
wichtige Unterstützung für die lokale Um-
setzung. Ebenso können datengestützte 
Prognosemodelle dazu beitragen, die Wirkung 
von Maßnahmen auf die Nachhaltigkeitsziele 
abzuschätzen und diese zu erreichen.   
 
 
7. Kommunale Nachhaltigkeitsaktivitäten 
international sichtbar machen  
 
Der kommunalen Berichterstattung kommt bei 
der Förderung von Nachhaltigkeitsaspekten in 
der kommunalen Entwicklung eine entschei-
dende Rolle zu. Dem tragen auch die Vereinten 
Nationen Rechnung und bieten Kommunen die 
Möglichkeit, im Rahmen von sogenannten 
„Voluntary Local Reviews“ freiwillig und 
international über ihre Nachhaltigkeits-
aktivitäten zu berichten. Die SDGs und das 
Messen der Entwicklungen durch Indikatoren 
stellen einen wesentlichen Handlungsrahmen 
für deutsche Kommunen dar. Im Zusammen-
wirken der kommunalen Spitzenverbände, des 
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung, des Deutschen Instituts für 
Urbanistik, der Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt von Engagement Global, des Europa-
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 sekretariats von ICLEI, der Deutschen Sektion 
des Rates der Gemeinden und Regionen 
Europas, der Kommunalen Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsmanagement und der 
Bertelsmann Stiftung ist ein Set an Nachhaltig-
keitsindikatoren (SDG-Indikatoren) entstanden. 
Diese haben sich in der Anwendung im 
Wesentlichen bewährt und sind in ein Portal 
eingeflossen.   
 
 
8. Förderprozesse vereinfachen und 
langfristige Finanzierung sicherstellen  
 
Bund und Länder haben vielfältige und 
kleinteilige Förderprogramme aufgelegt, mit 
denen verschiedene kommunale Maßnahmen 
für eine nachhaltige Entwicklung adressiert 
werden. Einrichtungen, wie die Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von 
Engagement Global, unterstützen die 
Umsetzung von kommunalen Vorhaben durch 
Projekte und Dialogformate. Im Sinne einer 
Verstetigung des Nachhaltigkeitsengagements 
ist für die Kommunen die Sicherung einer 
langfristigen Förderung und Finanzierung von 
zentraler Bedeutung. Hier wäre eine 
Zusammenführung sinnvoll, um die Antrags-
prozesse für Kommunen zu vereinfachen. Eine 
Möglichkeit hierfür sind Budgets, deren Einsatz 
an die Wirksamkeit von Maßnahmen geknüpft 
ist.  
 
 
9. Internationale Verantwortung leben  
 
Kommunen ergreifen eine Vielzahl an 
Maßnahmen für die Umsetzung der SDGs auf 
lokaler Ebene. Gleichzeitig sind sie sich bewusst, 
dass lokales Handeln und Engagement für eine 
nachhaltige Entwicklung nicht an ihrer Grenze 
Halt machen, sondern im globalen Kontext 
gedacht werden müssen. So haben inzwischen 
mehr als 200 deutsche Kommunen die 
Musterresolution „Agenda 2030 für Nachhaltige 
Entwicklung: Nachhaltigkeit auf kommunaler 
Ebene gestalten“ des Rates der Gemeinden und 
Regionen Europas unterzeichnet. Mit der 
Unterzeichnung der Musterresolution haben 

Kommunen auch ihre Bereitschaft bekräftigt, 
globale Partnerschaften zu vertiefen. Darüber 
hinaus machen zahlreiche Kommunen ihre 
Nachhaltigkeitsstrategien im Rahmen von 
Voluntary Local Reviews gegenüber den 
Vereinten Nationen sichtbar. Beispiele für 
internationales Engagement der Kommunen 
sind zudem Klimapartnerschaften mit Komm-
unen aus dem globalen Süden oder die 
Zusammenarbeit in Netzwerken wie dem Klima-
Bündnis. Kommunen sind aber nicht nur 
Umsetzungsebene internationaler Nachhaltig-
keitsziele. Sie sind auch Entscheider und 
Gestalter und benötigen einen Platz am 
Verhandlungstisch der Vereinten Nationen.  
 
 
10. Fortschreibung schon jetzt beginnen  
 
Nachhaltiges Handeln hat kein Enddatum. Der 
Bund muss sich bereits heute für einen 
Folgeprozess auf internationaler Ebene ein-
setzen sowie seine nationale Strategie voran-
treiben. Dazu gehört auch, die kommunale 
Ebene weiterhin systematisch einzubinden in 
die „Voluntary National Reviews“ der 
Bundesregierung, die in fünfjährigen Abständen 
den Vereinten Nationen vorgelegt werden, so 
wie es 2021 erstmals der Fall war.  
 
 
 
 
 
 

Im Rahmen der VLK-Bundesdelegierten-
konferenz 2019 wurden Beispiele für 

kommunale Handlungsmöglichkeiten 
gesammelt. Der Beschluss ist hier abrufbar: 

http://vlk-bundesverband.de/wp-content/uploads/2019/11/Ma%C3%9Fnahmen-f%C3%BCr-den-Klimaschutz-sind-vor-Ort-n%C3%B6tig-das-ist-noch-kein-Notstand.pdf
http://vlk-bundesverband.de/wp-content/uploads/2019/11/Ma%C3%9Fnahmen-f%C3%BCr-den-Klimaschutz-sind-vor-Ort-n%C3%B6tig-das-ist-noch-kein-Notstand.pdf
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